 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/1100005/2021

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter ***Ri*** in der Beschwerdesache ***Bf***,
***Bf-Adr***, vertreten durch die ***S*** Steuerberatung & Wirtschaftsprifung GmbH,
gegen den Bescheid des Finanzamtes Feldkirch (nunmehr: Finanzamt Osterreich) vom 18. Méarz
2020 betreffend Einkommensteuer (Arbeitnehmerveranlagung) 2019 zu Recht erkannt:

Der Beschwerde wird gemalR § 279 BAO Folge gegeben.

Die Bemessungsgrundlage und die H6he der festgesetzten Abgabe sind dem als Beilage ange-
schlossenen Berechnungsblatt zu entnehmen und bilden einen Bestandteil des Spruches dieses
Erkenntnisses.

Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4
Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

1. Im Einkommensteuerbescheid 2019 lie8 das Finanzamt als Sonderausgaben geltend ge-
machte Steuerberatungskosten ohne nahere Begriindung unbericksichtigt.

2. In der dagegen erhobenen Beschwerde wandte der Beschwerdefiihrer ein, die angeschlos-
senen Honorarnoten betrafen Leistungen im Zusammenhang mit der Erstellung seiner ameri-
kanischen Steuererklarungen fiir die Jahre 2014 bis 2018.

3. Auf Vorhalt des Finanzamtes teilte der Beschwerdefiihrer mit Schreiben vom 28. Mai 2020
unter Anschluss der amerikanischen Steuererklarungen fir die Jahre 2014 bis 2018 mit, er sei
aufgrund seiner Geburt in den USA Doppelstaatsbiirger, jedoch bereits seit seinem vierten
Lebensjahr ausschlieRlich in Osterreich anséssig. Er beziehe kein Einkommen aus dem Ausland
und sei bei einem inlandischen Dienstgeber beschaftigt. Die Beratungsleistungen des Steuer-
beraters betrifen ausschlieRlich die in Osterreich erzielten Einkiinfte. Jeder amerikanische
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Staatsbirger habe nach amerikanischem Recht sein Welteinkommen in den USA zu versteuern.
Um eine Doppelbesteuerung zu vermeiden, habe er die Hilfe eines Steuerberaters in Anspruch
genommen. In Anbetracht der Sprachbarriere und der Komplexitat des schwer verstandlichen
Doppelbesteuerungsabkommens sei er alleine tiberfordert gewesen.

4. Auf weiteres Ersuchen des Finanzamtes um Vorlage der amerikanischen Steuererklarung fir
das Jahr 2019 teilte der Beschwerdefiihrer unter Anschluss eines Antrages auf Verlangerung
der Frist zur Einreichung der amerikanischen Steuererklarung bis Oktober 2020 mit Schreiben
vom 24. Juni 2020 mit, er kdnne die amerikanische Steuererklarung erst einreichen, wenn er
den osterreichischen Steuerbescheid fir das Jahr 2019 habe. Er versichere aber, dass er die
Steuerberatungskosten in der amerikanischen Steuererklarung nicht geltend mache.

5. Mit Schreiben vom 5. Oktober 2020 Ubermittelte der Beschwerdefiihrer eine Ablichtung der
amerikanischen Steuererklarung fiir das Jahr 2019.

6. Mit Beschwerdevorentscheidung wies das Finanzamt die Beschwerde als unbegriindet ab.
Nach § 18 Abs. 1 Z 6 EStG 1988 seien Steuerberatungskosten bei der Ermittlung des Einkom-
mens als Sonderausgaben abzuziehen, soweit sie nicht Betriebsausgaben oder Werbungskos-
ten seien. Unter Steuerberatungskosten wiirden grundsatzlich nicht nur Aufwendungen fir
eine Beratung im Bereich der Ertragsteuern verstanden, sondern auch solche fiir die Beratung
oder Vertretung in sdamtlichen anderen Steuerangelegenheiten. Aus den Ausfiihrungen des
Verwaltungsgerichtshofes im Erkenntnis vom 24. Oktober 2002, 98/15/0094, kdnne jedoch ge-
schlossen werden, dass als Sonderausgaben abzugsfahige Steuerberatungskosten einen be-
stimmten Inlandsbezug aufweisen miissten. Die beantragten Kosten betrafen die Erstellung
von Steuererklarungen nach amerikanischem Recht und seien damit in den USA als Werbungs-
kosten abzugsfahig. Ein Zusammenhang mit 6sterreichischen Steuern oder Beihilfen bestehe
somit nicht und sei eine Berlicksichtigung als Sonderausgabe daher nicht moglich. In den USA
werde die Abgabepflicht nach dortigem Recht durch die Staatsbirgerschaft begriindet. Auch in
Osterreich ansissige Steuerpflichtige miissten bei Vorliegen einer amerikanischen Staatsbiir-
gerschaft in den USA Steuererklarungen abgeben, selbst wenn dort kein Wohnsitz bestehe und
dort keine Einkilinfte erzielt wiirden. Die in Rede stehenden Steuerberatungskosten seien unbe-
stritten fir die Erstellung von Steuererklarungen (Ermittlung von Einkiinften) nach amerikani-
schem Recht angefallen und in den USA - soweit aus diversen zum Formular 1040 abrufbaren
Informationen ableitbar - als "itemized deductions" (Werbungskosten) abzugsfahig. Diese auf-
grund der steuerlichen Verpflichtung in den USA entstandenen Steuerberatungskosten stiin-
den nicht in Zusammenhang mit der Besteuerung in Osterreich und seien daher ebenso wie die
aufgrund der Staatsbiirgerschaft in den USA angefallenen Steuern nicht als Sonderausgaben
anzuerkennen. Ob die Steuerberatungskosten bei der Veranlagung in den USA als Werbungs-
kosten eine Auswirkung hatten oder dort tatsachlich Steuern anfielen, sei dabei nicht relevant.
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8. Mit Schreiben vom 13. Oktober 2020 beantragte die steuerliche Vertretung die Entschei-
dung Uber die Beschwerde durch das Bundesfinanzgericht. Der Ansicht des Finanzamtes werde
entgegengehalten, dass im Zusammenhang mit auslandischen Steuererklarungen stehende
Steuerberatungskosten bei einem in Osterreich unbeschrinkt Einkommensteuerpflichtigen als
Sonderausgaben anzuerkennen seien, wenn es sich nicht um Betriebsausgaben eines auslandi-
schen Betriebes handle oder wenn sie nicht durch Leistungen an andere Personen als den Steu-
erpflichtigen selbst verursacht worden seien. Insbesondere gelte dies, wenn die auslandischen
Steuererklarungen ausschlieBlich inlandische Einklinfte zum Gegenstand hatten. Der Beschwer-
deflihrer sei aufgrund seiner US-Staatsblrgerschaft mit der Verpflichtung zur Einreichung von
amerikanischen Steuererklarungen konfrontiert worden. Dazu habe er sich fachlicher Hilfe be-
dienen miissen und eine international agierende Kanzlei beauftragt. Im Zuge dessen habe er
sich auch dazu entschlossen, die US-Staatsblirgerschaft zurlickzulegen. Wie den detaillierten
Leistungsverzeichnissen zu den Honorarnoten zu entnehmen sei, handle es sich bei samtlichen
Leistungen um solche, die steuerliche Angelegenheiten des Beschwerdefiihrers betroffen hat-
ten. Dieser habe ausschlieBlich Einkiinfte in Osterreich erzielt und zwar solche aus nichtselb-
standiger Arbeit und aus endbesteuertem Kapitalvermogen. In den nachtraglich erstellten US-
Steuererklarungen seien ausschlief3lich die dsterreichischen Einkiinfte erkldrt worden, weshalb
er sich auch einer der wenigen dafiir kompetenten inlandischen Kanzleien bedient habe. Da-
durch seien ihm erhebliche Kosten entstanden, zumal auch verfahrensrechtliche Hirden in den
USA zu bewaltigen gewesen seien. Entgegen der Sichtweise des Finanzamtes habe das Bundes-
finanzgericht im Erkenntnis vom 25. Mai 2016, RV/2100468/2013, dem klaren Gesetzestext
folgend festgehalten, dass einer in Osterreich unbeschriankt steuerpflichtigen Person erwach-
sene Steuerberatungskosten unabhangig davon als Sonderausgaben anzuerkennen seien, ob
diese Beratungsleistungen inlandische oder auslandische Steuerangelegenheiten betrafen.
Malgeblich sei nur, dass die Beratungsleistungen nicht einem im Ausland liegenden Betrieb
bzw. einer Betriebsstadtte zuzurechnen seien und nicht fiir eine andere Person erbracht worden
seien. Gegenstandlich seien Beratungsleistungen ausschlieBlich flr den Beschwerdefiihrer er-
bracht worden, der keine ausldandischen Betriebe oder Betriebsstatten unterhalte. Es seien nur
inlandische Einklinfte erzielt und in den einzureichenden amerikanischen Einkommensteuer-
erklarungen erfasst worden und seien die im Kalenderjahr 2019 angefallenen Steuerberatungs-
kosten aufgrund des klaren Gesetzeswortlautes daher bei der Einkommensermittlung in Oster-
reich zu beriicksichtigen.

Il. Sachverhalt

Der im Inland ansassige Beschwerdefiihrer ist dsterreichischer Staatsbirger und bezieht neben
endbesteuerten Einkinften aus inlandischem Kapitalvermdgen aus einer im Inland ausgeibten
Tatigkeit Einklnfte aus nichtselbstandiger Arbeit. Bis Februar 2019 war er auch Staatsbirger

der Vereinigten Staaten von Amerika (USA) und wurde aufgrund der dadurch begriindeten US-
amerikanischen Abgabepflicht zur Einreichung entsprechender Steuererklarungen fiir die Jahre
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2014 bis 2018 aufgefordert. Die von der damit beauftragten inlandischen Rechtsanwaltskanzlei
in Rechnung gestellten Aufwendungen machte der Beschwerdefihrer in der Erklarung zur
Arbeitnehmerveranlagung 2019 als Sonderausgaben geltend.

Ill. Rechtsgrundlagen und rechtliche Wiirdigung

Nach § 1 Abs. 2 EStG 1988 sind unbeschrankt steuerpflichtig jene natirlichen Personen, die im
Inland einen Wohnsitz oder ihren gewdhnlichen Aufenthalt haben. Die unbeschrankte Steuer-
pflicht erstreckt sich auf alle in- und auslandischen Einkiinfte.

GemaR § 2 Abs. 1 EStG 1988 ist der Einkommensteuer das Einkommen zugrunde zu legen, das
der Steuerpflichtige innerhalb eines Kalenderjahres bezogen hat. Einkommen ist nach § 2
Abs. 2 EStG 1988 der Gesamtbetrag der Einkiinfte aus den im Abs. 3 aufgezahlten Einkunfts-
arten nach Ausgleich mit Verlusten, die sich aus einzelnen Einkunftsarten ergeben, und nach
Abzug der Sonderausgaben (§ 18) und auRergewohnlichen Belastungen (§§ 34 und 35) sowie
des Freibetrags nach § 105.

Nach § 18 Abs. 1 Z 6 EStG 1988 sind Steuerberatungskosten, die an berufsrechtlich befugte
Personen geleistet werden, bei der Ermittlung des Einkommens als Sonderausgaben abzu-
ziehen, soweit sie nicht Betriebsausgaben oder Werbungskosten sind.

Nach Art. 1 Abs. 4 erster Satz des Abkommens zwischen der Republik Osterreich und den Ver-
einigten Staaten von Amerika zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung
der Steuerumgehung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen (DBA-USA), darf jeder Ver-
tragsstaat, vorbehaltlich des Absatzes 5 dieses Artikels, jedoch ungeachtet aller anderen Be-
stimmungen dieses Abkommens, seine im Sinne des Artikels 4 ansdssigen Personen und auf
Grund der Staatsblirgerschaft seine Staatsbuiirger so besteuern, als ob dieses Abkommen nicht

in Kraft getreten ware.

GemaR Art. 1 Abs. 5 lit. a DBA-USA berihrt Absatz 4 ua. nicht Verglinstigungen, die von einem
Vertragsstaat gemaR Artikel 22 (Vermeidung der Doppelbesteuerung) gewahrt werden.

Art. 22 Abs. 2 DBA-USA lautet auszugsweise:
"Ist ein Staatsbiirger der Vereinigten Staaten in Osterreich ansdssig, so gilt folgendes:

a) Bei Einkiinften, die nach diesem Abkommen bei Bezug durch eine in Osterreich anséssige
Person ohne Staatsblirgerschaft der Vereinigten Staaten von der Steuer der Vereinigten
Staaten befreit wiren oder einem ermdfligten Satz der Steuer der Vereinigten Staaten
unterlégen, rechnet Osterreich auf die sterreichische Steuer nur die allenfalls gezahlte
Steuer an, die die Vereinigten Staaten nach diesem Abkommen erheben diirfen; dabei
werden die Steuern nicht beriicksichtigt, die lediglich nach Artikel 1 Absatz 4 (Persénlicher
Geltungsbereich) auf Grund der Staatsblirgerschaft erhoben werden diirfen;
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b) fiir Zwecke der Berechnung der Steuer der Vereinigten Staaten auf die in lit. a genannten
Einkiinfte rechnen die Vereinigten Staaten auf die Steuer der Vereinigten Staaten die
Einkommensteuer an, die nach der in lit. a genannten Anrechnung an Osterreich gezahlt
worden ist; die so gewdhrte Anrechnung darf den Teil der Steuer der Vereinigten Staaten
nicht schmédilern, der nach lit. a auf die dsterreichischen Steuern anrechenbar ist; und

c)[..]"

Das Finanzamt hat die Nichtabzugsfahigkeit der strittigen Steuerberatungskosten als Sonder-
ausgaben einerseits mit dem fehlenden Inlandsbezug und andererseits mit der nach US-ameri-
kanischem Recht bestehenden Abzugsmoglichkeit als Werbungskosten begriindet.

Die im § 18 EStG 1988 angefiihrten Aufwendungen sind ihrem Wesen nach als Einkommens-
verwendung dem Bereich der privaten Lebensfiihrung zuzurechnen und kénnen daher nur

in den im Gesetz angefiihrten Fallen steuermindernd berticksichtigt werden (vgl. VWGH
21.11.2013, 2010/15/0199, mwN). Kénnen Aufwendungen, wie etwa Steuerberatungskosten,
sowohl Sonderausgaben als auch Betriebsausgaben oder Werbungskosten sein, ist die jewei-
lige Veranlassung malRRgebend. In unmittelbarem Zusammenhang mit einer der Einnahmen-
erzielung dienenden Tatigkeit stehende Aufwendungen fiir Beratungsleistungen (Steuerbera-
tungskosten) sind als Betriebsausgaben bzw. Werbungskosten zu berticksichtigen. Keine Be-
triebsausgaben oder Werbungskosten, sondern Sonderausgaben liegen jedoch vor, wenn die
Tatigkeit des Steuerberaters allein oder Uberwiegend nur dem Zweck dient, die Grundlagen fir
die Ermittlung der Einkommensteuer festzustellen bzw. die Einkommensteuererklarung ab-
zufassen (vgl. VWGH 24.10.2002, 98/15/0145). Ausgeschlossen ist durch den Wortlaut der Be-
stimmung des § 18 Abs. 1 erster Satz EStG 1988 ein doppelter Abzug von Aufwendungen als
Betriebsausgaben oder Werbungskosten einerseits und als Sonderausgaben andererseits [vgl.
Wanke in Wiesner/Grabner/Knechtl/Wanke, EStG, § 18 Anm. 5 (Stand 1.3.2018, rdb.at)].

Der Begriff der Steuerberatungskosten im Sinne des § 18 Abs. 1 Z 6 EStG 1988 umfasst nach
der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes allgemein die Beratung und Hilfeleistung

in Abgabensachen und ist nicht auf bestimmte Steuerarten beschrankt (vgl. VwGH 24.10.2002,
98/15/0094, mwN). Im Unterschied zu beschrankt Steuerpflichtigen, bei denen gemaR § 102
Abs. 2 Z 2 EStG 1988 Sonderausgaben nur abzugsfahig sind, wenn sie sich auf das Inland be-
ziehen, sieht das Gesetz bei unbeschrankt Steuerpflichtigen in § 18 Abs. 1 Z 6 EStG 1988 eine
solche Einschrankung nicht vor. Steuerberatungskosten kdnnen bei unbeschrankt Steuerpflich-
tigen daher auch dann als Sonderausgaben Berlicksichtigung finden, wenn sie mit auslandi-
schen Abgaben in Zusammenhang stehen (vgl. Jakom/Peyerl, EStG, 2021, § 18 Rz 120, mit Hin-
weis auf BFG 25.5.2016, RV/2100468/2013, und BFG 27.8.2015, RV/3100749/2012, sowie
MoRhammer, SWI 8/2020, 429 ff). Abgesehen davon, dass die Leistungen der inlandischen
Rechtsanwaltskanzlei jedenfalls auch der Vermeidung einer durch das amerikanische Besteue-
rungsrecht hinsichtlich der inlandischen Einkiinfte bewirkten Doppelbesteuerung des im Inland
der unbeschrankten Steuerpflicht unterliegenden Beschwerdefiihrers gedient haben, steht der
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Umstand, dass die in Rede stehenden Aufwendungen durch die Erstellung der amerikanischen
Steuererklarungen verursacht wurden, der Abzugsfahigkeit als Sonderausgaben daher nicht
entgegen.

Nicht zu teilen vermag das Bundesfinanzgericht auch die Ansicht des Finanzamtes betreffend
die einen Sonderausgabenabzug ausschlieRende Abzugsfahigkeit der Steuerberatungskosten in
den USA als Werbungskosten. Losgelost von der Frage, ob die strittigen Aufwendungen fiir die
Erstellung der Einkommensteuererklarungen nach amerikanischer Rechtslage der Auffassung
des Finanzamtes folgend tatsachlich abzugsfahige Werbungskosten sind (zur innerstaatlichen
Rechtslage siehe oben), steht dies einer Berlicksichtigung der Steuerberatungskosten als Son-
derausgaben nicht entgegen.

Doppelbesteuerungsabkommen entfalten - wie der Verwaltungsgerichtshof mehrfach ausge-
sprochen hat - insofern eine Schrankenwirkung, als sie eine sich aus originar innerstaatlichem
Steuerrecht ergebende Steuerpflicht begrenzen. Ob ein Steueranspruch besteht, ist zunachst
stets nach innerstaatlichem Steuerrecht zu beurteilen. Ergibt sich aus dem innerstaatlichen
Steuerrecht eine Steuerpflicht, ist in einem zweiten Schritt zu beurteilen, ob das Besteuerungs-
recht durch ein Doppelbesteuerungsabkommen eingeschrankt wird (vgl. ua. VwWGH 20.12.2016,
Ro 2015/15/0010, mwN).

Grundsatzlich wird durch ein solches Abkommen einem der beiden Vertragsstaaten die Posi-
tion des Ansassigkeitsstaates und damit das umfassende Besteuerungsrecht und dem anderen
Staat ein auf dessen inlandische Quellen beschranktes Besteuerungsrecht zugewiesen. Das
Doppelbesteuerungsabkommen mit den USA sieht in Art. 1 Abs. 4 ("saving clause") insoweit
eine spezielle Regelung vor, als die USA ihre Staatsangehdrigen ungeachtet der Bestimmungen
des Abkommens und somit auch dann mit ihrem Welteinkommen besteuern diirfen, wenn
diese in Osterreich ansissig sind (vgl. Loukota/Jirousek/Schmidjell-Dommes/Daurer, Interna-
tionales Steuerrecht 1/2, DBA-USA, Art. 1 Rz 4 und Art. 22 Rz 4, sowie Tumpel/Luketina in
Aigner/Kofler/Tumpel, DBA-Kommentar?, 2019, Art. 1 Rz 48). Die USA kdnnen daher die in
Osterreich erzielten Einkiinfte des Beschwerdefiihrers aufgrund seiner US-amerikanischen
Staatsbirgerschaft nach den US-Vorschriften besteuern, sind nach Art. 22 Abs. 2 lit. b DBA-
USA jedoch verpflichtet, die in Osterreich gezahlte Steuer auf die US-Steuer anzurechnen.

Der Sinn und Zweck eines Doppelbesteuerungsabkommens erschopft sich im Anwendungs-
bereich der Anrechnungsmethode im Kern darin, dass der nach dem Abkommen zur Anrech-
nung verpflichtete Staat die im anderen Staat abkommensgemal} erhobene Steuer anrechnet.
Die auslandischen Einkiinfte sind dabei nach den innerstaatlichen Rechtsvorschriften des
anrechnenden Staates zu ermitteln (in diesem Sinne Englmair in Aigner/Kofler/Tumpel, DBA-
Kommentar?, 2019, Art. 23b Rz 34, mwN). Weshalb daher aber die steuerliche Beriicksichti-
gung bestimmter Aufwendungen in dem das primare Besteuerungsrecht ausiibenden Ansas-
sigkeitsstaat von deren Behandlung im Anrechnungsstaat abhangen sollte, ist nicht einsichtig.
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Eine solche Wirkung vermag das Doppelbesteuerungsabkommen nicht zu entfalten und kann
die Nichtbericksichtigung der Steuerberatungskosten somit jedenfalls nicht auf Abkommens-
recht gestitzt werden.

Nachdem im Beschwerdefall das gesamte Welteinkommen sowohl in Osterreich als auch in
den USA steuerlich erfasst wird, kann der Ausschluss vom Sonderausgabenabzug schlieflich
auch nicht aus der Bestimmung des § 18 Abs. 1 erster Satz EStG 1988 abgeleitet werden, wo-
nach Sonderausgaben nicht vorliegen, soweit sie Betriebsausgaben oder Werbungskosten sind,
kommt es bei der gegebenen Sachlage doch selbst im Falle eines Werbungskostenabzuges in
den USA nicht zu einer doppelten Beriicksichtigung im Sinne einer zweifachen Minderung der
inlandischen Bemessungsgrundlage.

Die Berticksichtigung der Steuerberatungskosten wurde somit zu Unrecht versagt und war der
Beschwerde daher Folge zu geben.

IV. Revision

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Die Frage, ob im Zusammenhang mit der Erstellung auslandischer Steuererklarungen angefal-
lene Steuerberatungskosten im Inland als Sonderausgaben abzugsfahig sind und gegebenen-
falls einem solchen Abzug eine Berlicksichtigung als Werbungskosten in einem die Anrech-
nungsmethode anwendenden Vertragsstaat entgegensteht, wurde in der hochstgerichtlichen
Rechtsprechung noch nicht behandelt und ist eine ordentliche Revision daher zuldssig.

Feldkirch, am 14. Janner 2022

7von7



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Sachverhalt
	III. Rechtsgrundlagen und rechtliche Würdigung
	IV. Revision


